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Die Erste Seite

Braucht es ein Corona-Steuerhilfegesetz III?
Die Maßnahmen der Exekutive im Zuge der Corona-Krise haben sehr schnell
zu massiven wirtschaftlichen Nachteilen geführt. Die zeitweise Schließung
von Betrieben, Geschäften und sonstigen Einrichtungen sowie die Einschrän-
kungderFreizügigkeithabenunmittelbare finanzielle Folgenverursacht.Hin-
zu kamen die Einstellung von Betreuungsangeboten sowie die zeitweise
Schließung vonSchulen, die sichmittelbar ausgewirkt haben, dadie Eltern ih-
rer bisherigenTätigkeit nicht mehr oder nur in geringerem Umfang nachge-
hen konnten. In aller Eile ist zunächst das Bundesfinanzministerium durch
zahlreiche Verwaltungsanweisungen tätig geworden. Schnell wurde ein FAQ
„Corona“eingerichtet, das seither stets regelmäßigaktualisiertwirdundaktu-
ell (23.2.2021) auf 36 Druckseiten eine Vielzahl von häufig gestellten Fragen
beantwortet. Zu den erstenMaßnahmen gehörten u.a. zinsfreie Stundungen
undvollstreckungsrechtlicheErleichterun-
gen. Weiterhin wurden die Fristen zur Ab-
gabevon Steuererklärungengroßzügig im
Verwaltungswegeverlängert.
Das Gesetz zur Umsetzung steuerlicher
Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der
Corona-Krise vom 19.6.2020 (BGBl. I 2020,
1385ff. – Corona-Steuerhilfegesetz I)
brachte neben der Umsatzsteuerermäßigung für Restaurant- und Verpfle-
gungsdienstleistungen, dievom30.6.2020bis zum1.7.2021gilt undnicht die
AbgabevonGetränkenumfasst, vorallemÄnderungenimEinkommensteuer-
gesetzmit sich, mit denen Arbeitnehmer entlastet werden sollten. Durch das
Zweite Gesetz zurUmsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung
der Corona-Krise vom 29.6.2020 (BGBl. I 2020, 1512ff.) wurden insbesondere
Sondervorschriften zur Anpassung von Vorauszahlungen für den Veranla-
gungszeitraum2019 sowie zumvorläufigenVerlustrücktrag für 2020, Bestim-
mungen zur Mindestbesteuerung nach § 10d EStG sowie zur Abschreibung
im Einkommensteuergesetz eingeführt. Im Umsatzsteuerrecht erfolgte eine
temporäre Herabsetzung des regulären Steuersatzes von 19% auf 16% und
des ermäßigten Steuersatzes von 7% auf 5% bis zum 31.12.2020. Bei dieser
Gelegenheitwurdedarüberhinaus–offenbar imZusammenhangmitderdro-
henden Verjährung bei Cum-Ex-Sachverhalten – das Verhältnis zur straf-
rechtlichen Einziehung nach § 375a AO neu geregelt.
NunhatderBundestagam12.2.2021denEntwurfeinesDrittenGesetzes steu-
erlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise (BT-Drs. 19/
26544 vom 9.2.2021) beraten. Der Finanzausschuss hat den Entwurf am
24.2.2021 beschlossen. Die Gewährung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes
i.H.v. 7% für Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen mit Ausnahme
der AbgabevonGetränken soll bis zum31.12.2022 verlängertwerden. Für je-
des im Jahr 2021 kindergeldberechtigte Kind wird ein Kinderbonus von e

150,00gewährt.Darüberhinaus ist vorgesehen,densteuerlichenVerlustrück-
trag fürdie Jahre 2020und2021nochmals zu erweiternundaufe 10Mio. (bei
Einzelveranlagung)bzw.e20Mio. (beiZusammenveranlagung)anzuheben.
Ungeachtet dessen, dass derzeit völlig unabsehbar ist, wann die Gastronomie
(außer für Außer-Haus-Lieferungen) wieder geöffnet sein wird, ist die Anwen-
dung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes für Restaurant- und Verpflegungs-
dienstleistungen über den 21.6.2021 hinaus bis zum 31.12.2022 keine echte

staatlicheHilfe. Solange ohnehin nur Außer-Haus-Lieferungen stattfinden, be-
trägt der Steuersatz nur 7%. Zudem ist zu beobachten, dass die Preise in der
Gastronomieweitgehend unverändert sind. Der Verbraucher zahlt also für das
mitzunehmendeoder zu liefernde Schnitzelweiterhine11,90.Davon führt der
leistende Unternehmer allerdings pandemieunabhängig nur e 0,78 Umsatz-
steuer ab, da es sichumeine Lebensmittellieferunghandelt. Die Differenz zwi-
schender kalkulatorischenUmsatzsteuer vone 1,90ausder vorpandemischen
Zeit sowie Verzehr an Ort und Stelle und der abgeführten Umsatzsteuer i.H.v.
e 0,78 bei Außer-Haus-Lieferung trägt der Gastronomiekunde. Und selbst
dann, wenn die Gastronomie wieder für den Vor-Ort-Verzehr öffnet, wird sich
daraus kaumeineÄnderungderPreiseergeben.Letztendlichkommteswiede-
rum nur zu einer weiteren Verkomplizierung des Steuerrechts, insbesondere,

wenn Speisen und Getränke zu einem Gesamt-
preis angebotenwerden, z.B. einTiramisumitei-
nemEspresso füre5,00.Hierdrängt sichgerade-
zu der spätere Streit mit dem Betriebsprüfer auf,
welcher Teilbetrag auf das Tiramisu undwelcher
Teilbetrag auf den Espresso entfällt. Das Corona-
Steuerhilfegesetz III könnte beimunbefangenen
LeserdenEindruckerwecken, als handele es sich

um eine umfassende Kodifikation von steuerlichen Neuregelungen. Tatsäch-
lich aber finden sichwichtige Änderungen steuerlicher Art auch imGesetz zur
Verlängerung der Aussetzung der Insolvenzantragspflicht und des Anfech-
tungsschutzes für pandemiebedingte Stundungen sowie zur Verlängerung
der Steuererklärungsfrist in beratenen Fällen und der zinsfreien Karenzzeit für
den Veranlagungszeitraum 2019 vom 15.2.2021 (BGBl. I 2021, 237ff.). Auch
dortwird die Abgabenordnunggeändert, indemdie Abgabefristen für Steuer-
erklärungen verlängert werden und gleichzeitig der Zinslauf für den Besteue-
rungszeitraum 2019 erst am 1.5.2022 beginnt (Art. 97 § 36 EGAO). Ein nicht
beratener Bürger wird diese Normen nicht ohne weiteres finden. Das Einfüh-
rungsgesetz zurAbgabenordnung istüberhaupteinewahreFundgrubefürun-
verständliche Regelungen. Dort heißt es in Art. 97 § 33 Abs. 1 EGAO: „§ 102
Abs. 4 Satz 3 unddie §§ 138dbis 138kAO in der am1. Januar 2020 geltenden
Fassungsindabdem1. Juli2020 inallenFällenanzuwenden, indenendasnach
§ 138f Abs. 2 AO in der am1. Januar 2020 geltenden Fassungmaßgebliche Er-
eignisnachdem30. Juni2020eingetreten ist.“
Ebenso wie es für den Geschäftsleiter einer haftungsbeschränkten Gesell-
schaft kaum möglich ist, rechtssicher zu ermitteln, ob er einen Insolvenzan-
trag stellenmuss, droht imSteuerrechteineweitere Zersplitterung.Das statis-
tischeBundesamtmeldete am11.2.2021, dass imNovember 202026%weni-
ger Unternehmensinsolvenzen gemeldet wurden als im November 2019.
Ganz vorne bei den Insolvenzen lagenUnternehmenderWirtschaftsbereiche
Handel und Gastgewerbe. Diese Entwicklung kann nicht mit punktuellen,
kleinteiligenund schwer auffindbaren Sonderregelungen steuerlicherArt ge-
löst werden. Es braucht vielmehr eine flächendeckende Marktbereinigung.
Dafür ist das Insolvenzverfahren das geeignete und erforderliche Mittel. Wir
brauchenwedereinCorona-Steuerhilfegesetz III nochdieweitereAussetzung
der Insolvenzantragspflicht. Beides gefährdet den Vertragspartner und trägt
damit zurweiterenDestabilisierungdesWirtschaftssystemsbei.

Es ist Zeit für einen Neuanfang.
Nicht mehr leistungsfähige

Unternehmen müssen von einer
weiteren Marktteilnahme
ausgeschlossen werden.
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